
Besonders effektiv arbeiten diejenigen Beiräte für 
Schiedskommissionen, in denen die verantwortlichen 
Organe und Organisationen die Planung, Festlegung 
und Durchsetzung der Schwerpunktaufgaben bei der 
Anleitung der Schiedskommissionen und bei der Ana­
lyse ihrer Tätigkeit koordinieren. Dabei sind die 
Schwerpunktaufgaben aus den Aufgabenstellungen der 
übergeordneten Organe sowie der örtlichen Volksver­
tretungen und ihrer Organe abzuleiten. Die im Be­
zirk Frankfurt (Oder) entwickelte Tätigkeit nach dem 
Plan der gemeinsamen Hauptaufgaben und dem Plan 
der analytischen Tätigkeit wird dieser Forderung ge- 
recht/11/.
Aufgabe der Direktoren der Kreisgerichte und der Prä­
sidien der Bezirksgerichte ist es, die Arbeitsweise der 
Beiräte für Schiedskommissionen unter Beachtung 
dieser Gesichtspunkte zu organisieren. Wie die Praxis 
zeigt, bedarf es hier in vielen Kreisen noch erheblicher

/11/ Vgl. „Zur Planung und Koordinierung der Aufgaben im 
Prozeß des Zusammenwirkens der Gerichte mit den örtlichen 
Organen der Staatsmacht“, Aus dem Bericht des Präsidiums 
an das Plenum des Bezirksgerichts Frankfurt (Oder) vom 
30. November 1970, NJ 1971 S. 145 f.

Anstrengungen. Auf der Konferenz der Schiedskom­
missionen des Bezirks Halle am 12. November 1970 
wurde kritisch festgestellt, daß die für die Anleitung 
und Unterstützung der Schiedskommissionen verant­
wortlichen Organe und Organisationen in einigen Krei­
sen die Bedeutung des Beirats noch unterschätzen. 
Nicht immer wird die aktive und eigenverantwortliche 
Mitarbeit der Beiratsmitglieder gesichert, und es fehlen . 
gemeinsame Untersuchungen mit entsprechenden 
Schlußfolgerungen für die Verbesserung der Arbeit 
dieser Organe./12/ Der hier für die Gestaltung der 
Arbeit des Beirats gegebenen Orientierung ist zuzu­
stimmen.

Unseres Erachtens ist es an der Zeit, daß unter Aus­
wertung der vielfältigen Erfahrungen der Beiräte eine 
Ordnung über Stellung, Aufgaben und Arbeitsweise 
der Beiräte für Schiedskommissionen bei den Direkto­
ren der Kreisgerichte und den Präsidien der Bezirks­
gerichte ausgearbeitet wird.

/12/ Vgl. Jahn, „Zur Stellung der Schiedskommissionen im 
System der Rechtsprechung“, Der Schöffe 1971, Heft 1, S. 20 ff. 
(25).
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Durchsetzung von Gewährleistungs- und Garantierechten

Die Verwirklichung der generellen Forderung, eine 
hohe Qualität der Konsumgüter zu sichern, ist von 
großer Bedeutung für die Versorgung der Bevölkerung. 
Das gilt besonders in bezug auf technisch hochwertige 
Industriewaren. Für die Versorgung mit qualitätsge­
rechten Konsumgütern tragen insbesondere die ent­
sprechenden Industriebetriebe, aber auch der Handel 
eine große Verantwortung. Ergebnis ihrer gemeinsa­
men Bemühungen muß es sein, den Bürgern funktions­
tüchtige Erzeugnisse mit hohem Gebrauchswert, hohem 
technischen Ausstattungsgrad und Bedienungskomfort 
sowie langer Nutzungsdauer anzubieten. Aus dieser Ver­
pflichtung ergibt sich das Recht des Käufers auf eine 
solche Qualität des von ihm erworbenen Erzeugnisses 
und zugleich auf eine ordnungsgemäße Behandlung 
auftretender Reklamationen durch den Handel. Diese 
Pflicht ist im Verhältnis zum Bürger ein wesentlicher 
Bestandteil seiner Versorgungspflicht der Bevölkerung 
gegenüber.
Zu dieser Problematik sind in letzter Zeit, insbeson­
dere an Hand der Gewährleistungs- und Garantie­
rechte beim Kauf von Kraftfahrzeugen/*/, eine Reihe 
von Fragen diskutiert worden, zu denen im folgenden 
aus der Sicht des Ministeriums für Handel und Versor­
gung Stellung genommen werden soll.

Einheitliche Reklamationsgrundsätze 
für alle Waren
G ö h r i n g / O r t h  haben zutreffend auf die allgemei­
nen Prinzipien der Behandlung der Gewährleistungs­
und Garantierechte hingewiesen. Man kann sowohl 
J a b l o n o w s k i  als auch H e m p e l / L ä m m e l  
nicht folgen, wenn sie unter bestimmten Voraussetzun­
gen beim Kauf von Kraftfahrzeugen aus tatsächlichen 
und rechtlichen Gründen eine besondere Behandlungs­
weise der Garantie- und Gewährleistungsrechte beja­
hen. Das ist nicht möglich, weil die Ausführungen zur 
Stellung der Nachbesserung im System der Gewähr-

/*/ Vgl. Jablonowski, „Gewährleistungsrechte beim Kauf von 
Kraftfahrzeugen“, NJ 1970 S. 576; Göhring/Orth, „Realisierung 
zivilrechtlicher Gewährleistungsrechte“, NJ 1971 S. 103; Hem­
pel/Lämmel, „Garantie- und Gewährleistungsrechte beim 
Kauf von Kraftfahrzeugen“, NJ 1971 S. 140.

leistungs- und Garantierechte und zum Vorteilsaus­
gleich — wenn sie überhaupt zuträfen — dann auch 
für andere Waren gelten müßten, so z. B. für Motor­
räder, Waschmaschinen, Pelzmäntel, Fernsehapparate, 
Schuhe, Zelte usw.
Unbestritten dürfte sein, daß sowohl die Grundsätze 
des BGB über die Gewährleistung wegen Mängeln der 
Sache (§§ 459 ff.) als auch die der АО über die Behand­
lung von Kundenreklamationen vom 20. Mai Ц66 
(GBl. II S. 386) auf dem Prinzip der allgemeinen Gültig­
keit für alle Waren beruhen. Abweichungen hinsicht­
lich einzelner Erzeugnisse bedürften der normativen 
Regelung. Dafür besteht aber bei dem hier interessie­
renden Fragenkomplex absolut keine Notwendigkeit. 
Hempel/Lämmel begründen ihre Auffassung, daß bei 
Kraftfahrzeugen eine besondere Beurteilung der Re­
klamationskriterien notwendig sei, mit dem Stand der 
Technik und dem Grad der Bedarfsdeckung. Beide kön­
nen aber schon deshalb keine geeigneten Maßstäbe für 
die Beurteilung von Reklamationskriterien sein, weil 
sie einer fortlaufenden Entwicklung und Veränderung 
unterliegen und der Versuch, sie zu berücksichtigen, 
zu einer großen Zersplitterung des Reklamationsrechts 
führen würde. Auch der Hinweis von Hempel/Lämmel, 
ihre Forderung entspreche den gegebenen technischen 
und ökonomischen Voraussetzungen, verkennt, daß die 
Grundsätze der Gewährleistungsrechte für alle Waren 
in Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Erfor­
dernissen und Möglichkeiten jahrelang mit Erfolg ein­
heitlich angewendet und durchgesetzt wurden. Es be­
darf an dieser Stelle keiner Begründung dafür, daß 
die Anwendung einheitlicher Grundsätze für die Erfül­
lung der Ansprüche den Bürgern eine bessere und un­
kompliziertere Wahrnehmung ihrer Rechte und gleich­
zeitig eine sachdienlichere Anleitung der Mitarbeiter 
des Einzelhandels auf diesem Gebiet gestattet.

Zur Stellung der Nachbesserung im System 
der Gewährleistungsrechte
Die praktischen Erfahrungen des Handels bei der 
Durchsetzung der Reklamationsansprüche der Käufer 
zeigen, daß mit den im BGB geregelten Anspruchsarten
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